
Beschlussvorschlag:                                         
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
Der Stadtrat lehnt - entsprechend der Stellungnahme des Städte- und Gemeindebundes  - die 
Ausweitung der Prüfrechte des Landesrechnungshofes auf kommunale Beteiligungen ab. Frau 
Oberbürgermeisterin wird beauftragt, Landesregierung und Landtag diese Stellungnahme zu 
übermitteln und sich für einen Verzicht auf diese Änderung der Gemeindeordnung einzusetzen. 
 
 
      
 
 


